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GEMEINDE LAUCHRINGEN

LANDKREIS UALDSHUT

SATZUNG

Bebauungsplan#.frh/OU
Genehmigtgemäß§ 11 des Bun
desbaugesetzesvom 23. 6.1960

(BGBL I. S. 341)

LandrafcamtWaldshuf

WaldshutdenJJLJMJ2ZL

über die Bebauungsvorschriften zu der Erweiterung un

Gewerbebebauungsplanes für das Gewann " LüIGGENBERG".

1. Aufgrund der §§1,2 und B - 10 des Bundesbaugesetzes vom

23. 6. 1960 (BGBl. I S. 3M) (BBauG), § 111 Abs. 1, § 112 Abs. 2

Nr. 2 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg vom 20. G. 1972

(Ges.Bl. S. 352) (LBO) in Verbindung mit § U der Gemeindeordnunq

für Baden-üJürttemberg vom 4&»- September <&H\ (Ges.Bl. S. 595d hat

der Gemeinderat am *Oi> *C ~\Z)f4& die ergänzten Bebauungsvor

Schriften zu der Erweiterung und Änderung des Geuerbebebauungs
planes für das Gewann "UIGGENBERG" als Satzung beschlossen.

2. Die am 13. Februar 1970 in Kraft getretenen Bebauungsvorschriften

für den genehmigten Planbereich sind somit nach Ergänzung für den

gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes rechtsverbindlich.

§ 1

Gegenstand dieser Satzung sind die Bebauungsvorschriften vom 30,

Mai 1973 zu der Änderung und Erweiterung des Gewerbebebauungs

planes für das Gewann "ÜJIGGEN3ERG".

§ 2

Ordnungswidrigkeiten;

Ordnungswidrig im Sinne von § 112 LBO handelt, wer den auf Grund

von § 111 LBO ergangenen Bebauungsvorschriften dieser Satzung

zuwiderhandelt.



§ 3

Inkrafttreten:

Die Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft.

J.Lauchringen, den 25. FEB. 1976

Bürgermeister:

Genehmigtgemäß§ 11 des Bun
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BEBAUUNGSVORSCHRIFTEN

zum Bebauungsplan für das Gewann "Gemeindewald liiiggenberg" der Gemeinde
Lauchringen , Landkreis LUaidshut.

A Rechtsgrundlagen

1. §§ 1 und 2, 8 und 9 des Bundesbaugesetzes (BBauG) v. 23. Juni 1960.
2. §§ 1 - 23 der Baunutzungsverordnung (BaulMl/D) in der Neufassung vom

26. November 1968.

3. §§ 1 bis 3 der Planzeichenverordnung vom 19. Januar 1965w
k* Die Landesbauordnung (LBO) für Baden-Württemberg vom *"• ffif/l tgftfc

B Festsetzungen

Baugebiet

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist Gewerbegebiet
(GE)gem. § B BauNVO.

§ 1

§ 2 ^.ll.^.h^

Bauliche Nutzung

1) Das zulässige Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzungen
im Bebauungsplan bestimmt.

2) Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind zulässig.

3) Die im Bebauungsplan festgesetzte Zahl der l/ollgeschosse darf als
Höchstgrenze nicht überschritten werden, ausnahmsweise bei Büro-
und Verwaltungsgebäuden um 1 Geschoß.

§ 3 b-U.Ü>.?>%

Bauweise, Bauflächen und Bauabstände

1) Für das Planungsgebiet wird die offene Bauweise festgesetzt.

2) Die überbaubare Grundstücksfläche ergibt sich durch die zeichne
rischen Festsetzungen der Baugrenzen.

3) Für die seitlichen und rückwärtigen Grenzabstände, welche bei Haupt
gebäuden 3,0 m nicht unterschreiten dürfen, sind die Planfestsetzungen
maßgebend wobei weitergehende Forderungen der LBO unberührt bleiben.

§ 4

Baugestaltunq

1) Fabrikationshallen und Werkstätten müssen eine Mindestgröße von 8 m
mal 20 m aufweisen.

2) Die Sockelhöhe ist mögl. gering zu halten, sie soll nicht mehr als
0,80 m betragen.

3) An- und Vorbauten sollen in einem angemessenen Größenverhältnis zum
Hauptgebäude stehen und sich architektonisch unterordnen.
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k) Im Planungsgebiet sind nur Flachdächer oder geneigte Dächer bis 15°
Neigung zulässig ausgenommen Sheddächer.

5) Bei der Farbgebung sind grellwirkende Farben zu vermeiden.

§ 5

Nebengebäude und Garagen

1) Nebengebäude und Garagen sollen in einem angemessenen Größenverhält
nis und guter baulicher Zuordnung zum Hauptgebäude stehen.

2) Sämtliche erforderliche Garagen bzw. Einsteilplätze sind in ihrer
nach der Nutzung' der Hauptgebäude bedingten Anzahl und Größe auf dem
Baugrundstück auszuweisen und zu erstellen.

3) Mehrere Garagen und Nebengebäude sind auf einem Baugrundstück als
Gruppengebäude zusammenzufassen.

§ 6 Z.lt-Z.&fr

Einfriedungen

1) Die Grundstückseinfriedungen an öffentl. Straßen sind einheitlich zu
gestalten und dürfen eine Gesamthöhe von 0.80 m nicht überschreiten.
Die übrigen Einfriedungen sollen eine Höhe von 2,00 m nicht überschreiten

2) Massive Einfriedungen entlang der Straßen dürfen nicht höher als 0,30 m
ausgeführt werden, ausgenommen ledigl. Pfeiler.

§ 7

Grundstücksgestaltung

1) Durch Abgrabungen und Anfüllungen dürfen die natürlichen Geländever
hältnisse nicht wesentlich verändert werden.

2) Sämtliche den öffentlichen Verkehrsanlagen zugeordneten Freiflächen
sind, soweit sie nicht für den Fahrverkehr genutzt werden als vorgarten-
ähnliche Grünflächen anzulegen, zu bepflanzen und zu unterhalten.

3) An geeigneten Stellen sind Hecken und Baumbepflanzungen als Abschirmung
und zu Durchgrünung anzulegen.

Besondere Bedingungen

1) Gemessen vomNiußeren Rand der befestigten Fahrbahn der Bundesstraße 31*f
und der LsndessHffaße 160 ist ein mindestens 20 m breiter Schutzstreifen
von jeder Bebauun\L freizuhalten

j Auf dieser nicht übe>baubaren Schutzfläche dürfen auch keine Nebenan-
| lagen nach § 1k BauNVo>^pm 26.11.1968 -BGBl. I S. 1231 - errichtet
1 werden.

Bio nioht übcrbnuboro Sohu-
•dor Anlggo zur Planzpichonv/u:

-zu konnzoiohnan»

§ 8
S-ll.S-b*

^ho iot mit dem Plonzciohon Nr4 13^
mg vom 19*1.1DG5—BGBl» I C, 21-

S.AnJ.v.22%6ef.5tt
M Jt
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2) Die Baugrun
geschlossen

3) Die im Plan
dernden Ein

k) Anlagen der
Fahrbahnran

dstücke sind gegen die Bundes- und Landesstraße durch eine
e Einzäunung ohne Tür und Tor abzugrenzen.

eingetragenen Sichtflächen sind von jeglichem sichtbehin-
richtungen und Anpflanzungen über 0,80 m Höhe freizuhalten

Außenwerbung dürfen im Abstand von 100 m tum befestigten
d nicht angebracht werden.

5) Im Gewerbegebiet dürfen keine Betriebe angesiedelt werden, die geeignet
sind, die S:
irgendeiner
gefährden»

ücherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der BA3 in
Weise (z.B. Rauchentwicklung, Staub, Blendgefahr usw.) zu

Lauchringen / Küssaberg 1, den 30. Mai 1973

Bürgermeisteramt:

Der Bürger Der Planer:

Bebauungsplan
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öffentlich ausgelesen

nach § 2 Abs. 6 BBauG vom23.6.1960in der Zeit vom

Die ortsüblicheBeltf lachung erfolgte am

Bürgermeister

1B.HiW.t375

-1.H1W.W5

Als Satzung beschlossen

nach § 10 BBauG vom 23.6.1960in Verbindung mit § 4 GO
am 25.FEB.1976 / *
diu ..........

WHätät:der Bürgermeister

Genehmigt

nach § 11 BBauG vom 23.6.1960 durch das Landratsamt Waldshut
am *««.«•»•.. jt jfjm . _^^

Bebauungsplan^ ,A
Genehmigtgemäß§ 11 des B
desbaugesctzesvom 23. 6.

(BGBL i. S. 341)

Landratearri Waids!)
R e c h t Sjk r, ä
Wallfahrt, dan üi W&
nach § 12 BBauG vom

Genehmigung; am •••••••••
öffentlich ausgeigen vom

Lauchringent den

Bürgermeisteramt

, der Bürgermeister

durch die Bekanntmachung der

bis

f der Bürgermeister
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GEMEINDE LAUCHRINGEN

LANDKREIS ÜJALDSHUT BebauungsplanU - /r#W^\

SATZUNG

Genehmigtgemäß 511 des Bun-
desbaugetetzesvom 23.6.1960

(BGBL (. S. Z^V)

Landratsa.,•; Walds

über die Erweiterungund Änderung des Geuerbe^elDiälüJH'Ös"p
Geuann "ÜJiggenberg"

Im Au

Auf Grund der §§ 1, 2 und 8-10 des Bundesbaugesetzes vom

(BGBl. IS. 341) (BBauG), §§ 111 Abs. 1, 112 Abs. 2 Nr. 2 derTantJesbai

ffV. itfcA (Ges.Bl. S. ül) (LBO) inOrdnung für Baden-Württemberg vom

Werbingu/ig mit § �*&f der Gemeindeordnung für Baden-üJürttembErg vom ^^
•6 Imii M&i (Ges.Bl. S. 4») hat der Gemeinderat am CiTH-L jl lh VJ7i1
die Erueiterung und Änderung des Geuerbebebauungsplanes für das Geuann
"üJiggenberg", der am# J#3.Februar 1970 in Kraft getreten ist, als
Satzung beschlossen.

§ 1

Gegenstand der Änderung

Gegenstand der Änderung des Bebauungsplanes ist der am 26. Januar 1970J
vom Landratsamt Lüaldshut genehmigte Geuerbebebauungsplan für das Geuann
"Uiggenberg" einschl. der zugehörigen Bebauungsvorschriften.

§ 2

Inhalt der Änderung

1. Der Geuerbebebauungsp^annach § 1 uird ersetzt durch den Geuerbebe
bauungsplan vom Mai (1973/nach Maßgabe der Begründung vom 30. Mai 1973,

2. Die Bebauungsvorschriften nach § 1 uerden ersetzt durch die Bebau-

ungsvprschriften nach § 3.

§ 3

Bestandteile des geänderten Bebauungsplanes

Neben den durch § 2 geänderten Bestandteilen des Bebauungsplanes besteht
der Bebauungsplan nunmehr aus:

1. Begründung vom 30.Mai 1973
2. Übersichtsplan vom 30. Mai 1973
3. Geuerbebebauungsplan M 1:1ooo vom Mai 1973
*t. Bebauungsvorschriften vom 30. Mai 1973.

-2-



§ k

Ordnungsuidrigkeiten

Ordnungsuidrig im Sinne von § 112 LBO handelt, uer den auf Grund von

§ 111 LBO ergangenenBestandteilendieser Satzungzuuiderhandelt.

§ 5

Inkrafttreten

Die Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft

Lauchringen, den 28. JAN. 1975

atrt?>>

Beba
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z. Fertig

BEGRÜNDUNG

zum Geuerbebebauungsplan für das Geuann "ÜJiggenberg" der Gemeinde

Lauchringen, Landkreis üJaldshut.

Die Gemeinde Lauchringen sieht sich infolge der Bauplatznachfrage und
zuischenzeitlichen Auffüllung des bestehenden Geuerbegebietes zu einer

Erueiterung des Planungsgebietes veranlaßt.

Zur Vermeidung' kurzfristiger Planerueiterungen und zur besseren Über

sicht hat sich die Gemeinde zur Überplanung des gesamten, im rechts
kräftigen Flächennutzungsplan ausgeuiesenen Gewerbe- und Industrie-

Gebietes nördlich der Landstraße (Mr. 160 und der Bundesstraße Nr. 31*4

entschlossen. Im Norden grenzt das Planungsgebiet unmittelbar an die

freizuhaltende Trasse der Hochrheinautobahn. Der vom Flächennutzungs
plan abweichende Verlauf der Abgrenzung entspricht der vom Straßen

bauamt eingetragenen Straßenführung.

Das ca. 30 ha große erueiterte Planungsgebiet ist beualdet und aus

schließlich Gemeindeeigentum. Etuaige durch die Größe des Baugebietes

verursachten Grundstücksspekulationen sind daher ausgeschlossen.

Die Erschließung soll abschnittsueise, dem jeueiligen Bedarf entsprechend,
zunächst von der vorhandenen Erschließungsstraße A - B aus durchgeführt
werden. Die vorhandenen Wasser- und Kanalisationsleitungen werden

weitergeführt. Das im bestehenden Bebauungs- und Flächennutzungsplan

enthaltene Industriegleis entlang der L 160 ist berücksichtigt.

Der Bebauungsplan soll Grundlage für die Erschließung und für bodenord
nende Maßnahmen sein. Die geplanten Grundstücksgrenzen sind nur rieh-

tungsueisend und nicht verbindlich für die Größe der neuen Grundstücke.

Zur besseren Übersicht wird der bestehende Bebauungsplan in allen
Teilen aufgehoben und durch den neuen Bebauungsplan ersetzt.

Lauchringen / Küssaberg 1, den 30. Kai 1973
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